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Stellungnahme zum Entwurf Gewerbesteuerbefreiung  
  
  
Vorbemerkung 
 

 

Der Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V. (bpa) bildet 
mit mehr als 14.000 aktiven Mitgliedseinrichtungen die größte Interessen-
vertretung privater Anbieter sozialer Dienstleistungen in Deutschland. Ein-
richtungen der ambulanten und (teil-)stationären Pflege, der Eingliede-
rungshilfe sowie der Kinder- und Jugendhilfe in privater Trägerschaft sind 
systemrelevanter Teil der Daseinsvorsorge. Als gutes Beispiel für Public-
private-Partnership tragen die Mitglieder des bpa die Verantwortung für 
rund 465.000 Arbeitsplätze und circa 23.000 Ausbildungsplätze. Die Inves-
titionen in die pflegerische Infrastruktur liegen bei etwa 31 Milliarden Euro. 
Mit rund 7.400 Pflegediensten, die circa 420.000 Patienten betreuen, und 
6.700 stationären Pflegeeinrichtungen mit etwa 390.000 Plätzen vertritt der 
bpa mehr als jede dritte Pflegeeinrichtung bundesweit. Vor diesem Hinter-
grund nimmt der bpa wie folgt Stellung. 

 

  
  
Zusammenfassung  
Der bpa begrüßt die vorgesehene Einbeziehung der Leistungserbringer der 
Eingliederungshilfe ausdrücklich. Ebenso positiv bewertet der bpa die Ein-
beziehung von Leistungen der Alltagsbegleitung pflegebedürftiger Men-
schen.  
 
Die vorgesehene Erweiterung der Gewerbesteuerbefreiung stellt einen 
sachgerechten und konsequenten Schritt dar. Sie trägt zu einer Gleichbe-
handlung vergleichbarer sozialer Leistungsbereiche bei, erhöht die Rechts- 
und Planungssicherheit der betroffenen Leistungserbringer und stärkt zu-
gleich die Vielfalt der Unterstützungsangebote für Menschen mit Behinde-
rungen sowie für pflegebedürftige Menschen. Damit leistet sie einen wich-
tigen Beitrag zur langfristigen Sicherung und Weiterentwicklung dieser ge-
sellschaftlich bedeutsamen Versorgungsstrukturen. Indem die Kosten nicht 
länger in Entgeltverhandlungen geltend gemacht werden müssen, entste-
hen finanzielle Entlastungen für die Eingliederungshilfeträger. Darüber hin-
aus kommt es auf Seiten der Finanzämter kommt zum Bürokratieabbau.  
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Zu dem Vorschlag im Einzelnen: 
 

 

  
  
A) Beabsichtigte Neuregelung 

 
In § 3 Nr. 20 GewStG sollen nach den Wörtern „Krankenhäuser, Altenheime, 
Altenwohnheime, Pflegeheime, Einrichtungen zur vorübergehenden Auf-
nahme pflegebedürftiger Personen und Einrichtungen zur ambulanten Pflege 
kranker und pflegebedürftiger Personen sowie Einrichtungen zur ambulanten 
oder stationären Rehabilitation“ die Wörter „Leistungserbringer von Leistun-
gen der Eingliederungshilfe und Einrichtungen zur Unterstützung pflegebe-
dürftiger Personen im Alltag“ ergänzt werden. 
 
Der Entwurf sieht ferner eine Erweiterung der Steuerbefreiungstatbestände 
vor. Künftig sollen nach einem neuen Buchstaben f auch Leistungserbringer 
der Eingliederungshilfe von der Gewerbesteuer befreit sein, wenn eine Ver-
einbarung nach § 123 SGB IX besteht. Darüber hinaus soll ein neuer Buch-
stabe g Einrichtungen zur Unterstützung pflegebedürftiger Menschen im All-
tag erfassen, wenn das Angebot nach § 45a Absatz 3 SGB XI landesrechtlich 
anerkannt ist und die Kosten der Leistungen im Erhebungszeitraum in min-
destens 40 Prozent der Fälle ganz oder überwiegend durch Träger der Sozi-
alversicherung oder der Sozialhilfe refinanziert werden. 
 
Ferner soll in § 36 Abs. 2 GewStG nach Satz 6 klargestellt werden, dass die 
vorstehend genannte Ausnahmeregelung erstmals für den Erhebungszeit-
raum 2027 anzuwenden ist. 
 

B) Stellungnahme 
 
Der bpa begrüßt den vorliegenden Entwurf zur Erweiterung der Gewerbesteu-
erbefreiung auf Leistungserbringer der Eingliederungshilfe nach dem SGB IX 
sowie auf Anbieter von Leistungen der Alltagsbegleitung pflegebedürftiger 
Menschen ausdrücklich. Der Entwurf trägt den in den vergangenen Jahren 
eingetretenen Veränderungen der sozialrechtlichen Rahmenbedingungen 
sachgerecht Rechnung und leistet zugleich einen wichtigen Beitrag zur Stär-
kung von Rechtsklarheit, Rechtssicherheit und Planbarkeit für die betroffenen 
Leistungserbringer.  

 
 Einrichtungen der Eingliederungshilfe 

 
Der Entwurf setzt die Forderung des Deutschen Bundesrats vom 27. Septem-
ber 2024 um, im Rahmen derer die Bundesregierung um Prüfung gebeten 
wurde, ob die Steuerbefreiung in § 3 Nr. 20 Gewerbesteuergesetz (GewStG) 
im Einklang mit der bestehenden Umsatzsteuerbefreiung nach § 4 Nr. 16 Um-
satzsteuergesetz (UstG) neu gefasst werden könne, so dass auch private 
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Leistungserbringer der Eingliederungshilfe nach dem SGB IX davon erfasst 
sind (Bundestags-Drucksache 20/13157, Seite 46 und 47). 
 
Auch die Rechtsprechung der Finanzgerichte hat in der jüngeren Vergangen-
heit mehrfach bestätigt, dass Einrichtungen der Eingliederungshilfe von der 
Gewerbesteuer befreit sind. Es ist daher äußerst begrüßenswert, dass diese 
Rechtsprechung nun kodifiziert wird und sich im Gesetzestext wiederfindet. 

 
Die bestehende Regelung des § 3 Nr. 20 GewStG privilegiert bereits in der 
jetzigen Fassung verschiedene Einrichtungen der Gesundheitsversorgung, 
Pflege und Rehabilitation. Der bpa hat jedoch stets darauf hingewiesen, dass 
für Leistungserbringer der Eingliederungshilfe bislang eine ausdrückliche ge-
werbesteuerrechtliche Regelung fehlt, obwohl diese mit ihren Leistungen in 
vergleichbarer Weise zur Sicherstellung gesellschaftlich unverzichtbarer Un-
terstützungs-, Teilhabe- und Versorgungsstrukturen beitragen. Insbesondere 
seit dem Inkrafttreten des Bundesteilhabegesetzes und der damit verbundenen 
Neuausrichtung der Eingliederungshilfe hin zu personenzentrierten und stärker 
ambulant geprägten Leistungsformen haben sich in der Praxis erhebliche Un-
sicherheiten hinsichtlich der gewerbesteuerlichen Einordnung ergeben. Die 
nun vorgesehene gesetzliche Klarstellung ist daher geeignet, bestehende Aus-
legungszweifel zu beseitigen und bundesweit einheitliche sowie verlässliche 
Rahmenbedingungen zu schaffen. 

 
Auch inhaltlich erweist sich die Einbeziehung der Eingliederungshilfe in die Ge-
werbesteuerbefreiung als folgerichtig. Leistungen der Eingliederungshilfe die-
nen der Förderung einer gleichberechtigten Teilhabe am gesellschaftlichen Le-
ben, der Stärkung von Selbstbestimmung sowie der Verwirklichung von Inklu-
sion für Menschen mit Behinderungen. Sie verfolgen damit ein Gemeinwohlziel 
von erheblicher sozialpolitischer Bedeutung und stehen den bereits steuerlich 
privilegierten Bereichen der Pflege, Krankenbehandlung und Rehabilitation 
gleichwertig zur Seite. Vor diesem Hintergrund ist es konsequent, auch die 
steuerrechtliche Behandlung dieser Leistungsbereiche anzugleichen. 

 
Darüber hinaus kann die vorgesehene Regelung einen wichtigen Beitrag zur 
Sicherung der Angebotsvielfalt und der Wahlfreiheit der Leistungsberechtigten 
leisten. Eine Gewerbesteuerpflicht führt zu zusätzlichen wirtschaftlichen Belas-
tungen der Leistungserbringer, die entweder die Weiterentwicklung innovativer 
Angebote erschweren oder mittelbar von den öffentlichen Leistungsträgern zu 
refinanzieren wären. Die vorgesehene Steuerbefreiung verbessert demgegen-
über die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für bedarfsgerechte und inno-
vative Unterstützungsangebote und unterstützt damit zugleich die mit dem 
Bundesteilhabegesetz verfolgten Zielsetzungen. 
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 Angebote zur Unterstützung im Alltag  
 

Ebenso zu begrüßen ist die Einbeziehung von Leistungen der Alltagsbeglei-
tung pflegebedürftiger Menschen. Diese Leistungen tragen dazu bei, die 
Selbstständigkeit, soziale Teilhabe und häusliche Versorgung pflegebedürfti-
ger Menschen zu erhalten und zu fördern. Angesichts des demografischen 
Wandels sowie des wachsenden Bedarfs an niedrigschwelligen Unterstüt-
zungsangeboten setzt der Gesetzentwurf ein wichtiges Signal zur nachhaltigen 
Stärkung dieser Versorgungsstrukturen. 
 
Da auch der Referentenentwurf des Pflegeneuordnungsgesetzes (PNOG) die 
Stärkung dieser Angebotsformen in den Blick nimmt., ist es konsequent und 
nachvollziehbar, dass die Gewerbesteuerbefreiung auch für diese Angebote im 
Entwurf berücksichtigt wird. 
 
Nach Auffassung des bpa sollte der Verweis nicht auf § 45a Abs. 3 SGB XI 
beschränkt werden. Zur vollständigen Erfassung des Regelungsgehalts sollte 
stattdessen auf § 45a Abs. 1 bis 3 SGB XI verwiesen werden. 

 
 

 Erstmalige Anwendung Erhebungszeitraum 2027 
 
Es ist nachvollziehbar, dass das Inkrafttreten der Regelung auf einen zukünf-
tigen Zeitraum bezogen sein muss und vor diesem Hintergrund der Erhe-
bungszeitraum 2027 gewählt wurde. Aus Sicht des bpa besteht jedoch ergän-
zender Klarstellungsbedarf in der Gesetzesbegründung. An dieser Stelle 
sollte ausdrücklich klargestellt werden, dass die neu eingefügten Ausnah-
meregelungen zwar mit Inkrafttreten formell gelten werden, aber bereits jetzt 
für die Finanzverwaltungen in der Praxis Anwendung finden sollen. 
 
Dies entspricht dem gesetzgeberischen Willen, der dem Regelungsvorhaben 
von Anfang an zugrunde lag. Die mit der Regelung verfolgten Ziele sowie die 
maßgeblichen gesetzgeberischen Erwägungen haben sich insoweit nicht ver-
ändert. Mit der vorgeschlagenen Ergänzung wird daher keine neue Rechts-
lage geschaffen. Vielmehr soll lediglich verdeutlicht werden, wie die Regelung 
bereits bislang zu verstehen war und anzuwenden ist. Die Klarstellung dient 
somit ausschließlich dazu, die bereits bestehende Rechtslage ausdrücklich 
zum Ausdruck zu bringen und möglichen Auslegungszweifeln vorzubeugen. 
 
 
 

 


